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 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 3108 (XXVIII) 
vom 12. Dezember 1973, mit der sie die Zahl der Mitglieder 
der Kommission von neunundzwanzig auf sechsunddreißig 
Staaten erhöhte, 

 befriedigt über die Praxis der Kommission, Staaten, die kei-
ne Mitglieder der Kommission sind, sowie die zuständigen 
zwischenstaatlichen und internationalen nichtstaatlichen Or-
ganisationen einzuladen, als Beobachter an den Tagungen der 
Kommission und ihrer Arbeitsgruppen teilzunehmen und an der 
Ausarbeitung von Texten der Kommission mitzuwirken, sowie 
über die Praxis, Entscheidungen im Konsens und ohne formelle 
Abstimmung zu treffen, 

 feststellend, dass die beträchtliche Zahl von Staaten, die als 
Beobachter teilgenommen und wertvolle Beiträge zur Arbeit 
der Kommission geleistet haben, darauf hindeutet, dass über 
die gegenwärtig sechsunddreißig Mitglieder hinaus ein Interes-
se an einer aktiven Mitwirkung in der Kommission besteht, 

 davon überzeugt, dass eine breitere Beteiligung von Staaten 
an der Arbeit der Kommission den Fortgang dieser Arbeit för-
dern und dass eine Erhöhung der Zahl der Kommissionsmit-
glieder stärkeres Interesse an ihrer Arbeit wecken würde, 

 nach Behandlung der Stellungnahmen der Staaten sowie 
des gemäß Ziffer 13 der Resolution 55/151 der Generalver-
sammlung vom 12. Dezember 2000 vorgelegten Berichts des 
Generalsekretärs über die Auswirkungen einer Erhöhung der 
Zahl der Kommissionsmitglieder30,  

 1. nimmt davon Kenntnis, dass die Auswirkungen einer 
Erhöhung der Zahl der Mitglieder der Kommission der Verein-
ten Nationen für internationales Handelsrecht auf die für den 
reibungslosen Ablauf der Arbeit der Kommission erforderli-
chen Dienste des Sekretariats nicht spürbar genug wären, um 
quantifiziert zu werden, und dass eine solche Erhöhung daher 
keine finanziellen Folgen hätte; 

 2. beschließt, die Zahl der Kommissionsmitglieder von 
sechsunddreißig auf sechzig Staaten zu erhöhen, eingedenk 
dessen, dass die Kommission ein Fachorgan ist, dessen Zu-
sammensetzung unter anderem die spezifischen Erfordernisse 
des Sachthemas widerspiegelt; die sich aus dieser Erhöhung der 
Mitgliederzahl ergebende regionale Vertretung, die diesen Er-
fordernissen Rechnung trägt, schafft keinen Präzedenzfall für 
die Erweiterung anderer Organe des Systems der Vereinten Na-
tionen; 

 3. beschließt außerdem, dass die vierundzwanzig zusätz-
lichen Mitglieder der Kommission von der Generalversamm-
lung für eine Amtszeit von sechs Jahren gewählt werden, vor-
behaltlich Buchstabe b), im Einklang mit den folgenden Re-
geln: 

 a) Bei der Wahl der zusätzlichen Mitglieder hat die Ge-
neralversammlung die Sitze wie folgt zu verteilen: 
 
30 A/56/315. 

 i) fünf für afrikanische Staaten; 

 ii) sieben für asiatische Staaten; 

 iii) drei für osteuropäische Staaten; 

 iv) vier für lateinamerikanische und karibische Staaten; 

 v) fünf für westeuropäische und andere Staaten; 

 b) die Amtszeit von dreizehn der vierundzwanzig zusätz-
lichen Mitglieder, die bei der ersten, während der achtundfünf-
zigsten Tagung der Generalversammlung stattfindenden Wahl 
gewählt werden, endet am letzten Tag vor dem Beginn der 
vierzigsten Tagung der Kommission im Jahr 2007; der Präsi-
dent der Generalversammlung wählt diese Mitglieder durch 
Losentscheid wie folgt aus: 

 i) zwei der aus dem Kreis der afrikanischen Staaten ge-
wählten Mitglieder, zwei der aus dem Kreis der osteu-
ropäischen Staaten gewählten Mitglieder und zwei der 
aus dem Kreis der westeuropäischen und anderen 
Staaten gewählten Mitglieder; 

 ii) vier der aus dem Kreis der asiatischen Staaten ge-
wählten Mitglieder; 

 iii) drei der aus dem Kreis der lateinamerikanischen und 
karibischen Staaten gewählten Mitglieder; 

 c) die bei der ersten Wahl gewählten vierundzwanzig zu-
sätzlichen Mitglieder treten ihr Amt am ersten Tag der sieben-
unddreißigsten Tagung der Kommission im Jahr 2004 an; 

 d) die Bestimmungen der Ziffern 4 und 5 des Ab-
schnitts II der Resolution 2205 (XXI) der Generalversammlung 
gelten auch für die zusätzlichen Mitglieder; 

 4. appelliert an die Regierungen, die zuständigen Organe 
der Vereinten Nationen sowie an Organisationen, Institutionen 
und Einzelpersonen, zwecks Gewährleistung der vollen Teil-
nahme der Mitgliedstaaten an den Tagungen der Kommission 
und ihrer Arbeitsgruppen die Entrichtung freiwilliger Beiträge 
an den Treuhandfonds zu erwägen, der geschaffen wurde, da-
mit Entwicklungsländern, die Mitglied der Kommission sind, 
auf deren Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär 
ein Reisekostenzuschuss gewährt werden kann. 

RESOLUTION 57/21 

Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 19. November 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/563, Ziffer 9)31. 

57/21. Bericht der Völkerrechtskommission über ihre 
vierundfünfzigste Tagung 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts der Völkerrechtskommission 
über ihre vierundfünfzigste Tagung32, 
 
31 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vertreter Perus im Namen des Präsidiums vorgelegt. 
32 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 10 und Korrigendum (A/57/10 und Corr.1). 
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 unter nachdrücklichem Hinweis auf die Wichtigkeit einer 
Förderung der Kodifizierung und fortschreitenden Entwicklung 
des Völkerrechts als Mittel zur Verwirklichung der Ziele und 
Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen sowie der Erklä-
rung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend freund-
schaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen den 
Staaten im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen33, 

 in der Erwägung, dass es wünschenswert ist, rechtliche und 
redaktionelle Fragen, insbesondere auch Themen, die der Völ-
kerrechtskommission zur eingehenderen Prüfung unterbreitet 
werden könnten, an den Sechsten Ausschuss zu überweisen und 
den Sechsten Ausschuss und die Kommission in die Lage zu 
versetzen, stärker zur fortschreitenden Entwicklung und Kodi-
fizierung des Völkerrechts beizutragen, 

 in dem Wunsche, die Beziehungen zwischen dem Sechsten 
Ausschuss als einem Gremium von Regierungsvertretern und 
der Völkerrechtskommission als einem Gremium von unabhän-
gigen Rechtssachverständigen weiter zu verstärken, mit dem 
Ziel, den Dialog zwischen den beiden Organen zu verbessern, 

 unter Hinweis auf die Notwendigkeit, diejenigen völker-
rechtlichen Themen weiter zu untersuchen, die sich wegen des 
Interesses, das ihnen die internationale Gemeinschaft nunmehr 
beziehungsweise erneut entgegenbringt, für die fortschreitende 
Entwicklung und Kodifizierung des Völkerrechts eignen wür-
den und die deshalb in das künftige Arbeitsprogramm der Völ-
kerrechtskommission aufgenommen werden könnten, 

 erfreut über die Abhaltung des Völkerrechtsseminars und 
mit Dank Kenntnis nehmend von den freiwilligen Beiträgen, 
die an den Treuhandfonds der Vereinten Nationen für das Völ-
kerrechtsseminar entrichtet wurden, 

 betonend, dass es nützlich ist, die Aussprache über den Be-
richt der Völkerrechtskommission im Sechsten Ausschuss so zu 
gliedern, dass die Voraussetzungen für eine konzentrierte Be-
schäftigung mit jedem der in dem Bericht behandelten Haupt-
punkte gegeben sind, 

 1. nimmt mit Genugtuung Kenntnis von dem Bericht der 
Völkerrechtskommission über ihre vierundfünfzigste Tagung32; 

 2. nimmt Kenntnis von dem Beschluss der Völkerrechts-
kommission, ihre Arbeit zum Thema "Internationale Haftung 
für schädliche Folgen von nach dem Völkerrecht nicht verbote-
nen Handlungen" gemäß dem Ersuchen der Generalversamm-
lung in ihrer Resolution 56/82 vom 12. Dezember 2001 fortzu-
setzen, und nimmt außerdem Kenntnis von ihrem Beschluss, 
die Themen "Verantwortung der internationalen Organisatio-
nen", "Gemeinsame Nutzung natürlicher Ressourcen" und 
"Fragmentierung des Völkerrechts: Schwierigkeiten auf Grund 
der Diversifizierung und Ausdehnung des Völkerrechts" in ihr 
Arbeitsprogramm aufzunehmen34;  
 
33 Resolution 2625 (XXV), Anlage. 
34 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundfünfzigste 
Tagung, Beilage 10 und Korrigendum (A/57/10 und Corr.1), Ziffern 517 
und 518. 

 3. lenkt die Aufmerksamkeit der Regierungen darauf, wie 
wichtig es ist, dass der Völkerrechtskommission ihre Auffas-
sungen zu den verschiedenen mit den Themen auf der Ta-
gesordnung der Kommission zusammenhängenden Aspekten 
und insbesondere zu allen in Kapitel III ihres Berichts ange-
sprochenen konkreten Fragen vorliegen; 

 4. bittet die Regierungen erneut, der Völkerrechtskom-
mission im Zusammenhang mit Ziffer 3 Informationen betref-
fend die Staatenpraxis in Bezug auf das Thema "Einseitige 
Handlungen von Staaten" zur Verfügung zu stellen; 

 5. bittet die Regierungen außerdem erneut, die sachdien-
lichsten einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Entscheidun-
gen innerstaatlicher Gerichte vorzulegen und die Staatenpraxis 
betreffend den diplomatischen Schutz vorzutragen, um der 
Völkerrechtskommission bei ihrer Arbeit zum Thema "Diplo-
matischer Schutz" behilflich zu sein; 

 6. empfiehlt der Völkerrechtskommission, ihre Arbeit an 
den derzeit auf ihrem Programm stehenden Themen unter Be-
rücksichtigung der schriftlich oder in den Aussprachen in der 
Generalversammlung mündlich abgegebenen Stellungnahmen 
und Bemerkungen der Regierungen fortzusetzen; 

 7. bittet die Völkerrechtskommission, auch künftig Maß-
nahmen zur Steigerung ihrer Effizienz und Produktivität zu er-
greifen; 

 8. nimmt Kenntnis von Ziffer 524 des Berichts der Völ-
kerrechtskommission betreffend kostensparende Maßnahmen 
und legt der Kommission nahe, auch auf ihren künftigen Ta-
gungen solche Maßnahmen zu ergreifen; 

 9. nimmt außerdem Kenntnis von Ziffer 532 des Berichts 
und beschließt, dass die nächste Tagung der Völkerrechtskom-
mission vom 5. Mai bis 6. Juni und vom 7. Juli bis 8. August 
2003 im Büro der Vereinten Nationen in Genf stattfinden wird; 

 10. betont, dass es wünschenswert ist, den Dialog zwi-
schen der Völkerrechtskommission und dem Sechsten Aus-
schuss weiter zu verstärken, und befürwortet in diesem Zu-
sammenhang unter anderem die Veranstaltung informeller Ge-
spräche zwischen den Mitgliedern des Sechsten Ausschusses 
und den an der achtundfünfzigsten Tagung der Generalver-
sammlung teilnehmenden Kommissionsmitgliedern; 

 11. ersucht die Völkerrechtskommission, auch weiterhin 
besonders darauf zu achten, in ihrem Jahresbericht bei jedem 
Thema alle die konkreten Fragen aufzuzeigen, hinsichtlich de-
ren es für sie von besonderem Interesse wäre, als wirksame 
Orientierungshilfe für ihre weitere Arbeit entweder im Sechsten 
Ausschuss oder in schriftlicher Form die Auffassungen der Re-
gierungen zu erfahren; 

 12. ersucht die Völkerrechtskommission außerdem, Arti-
kel 16 Buchstabe e und Artikel 26 Absätze 1 und 2 ihrer Sat-
zung weiter anzuwenden, um die Zusammenarbeit zwischen der 
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Kommission und anderen mit dem Völkerrecht befassten Orga-
nen weiter zu festigen, eingedenk der Nützlichkeit dieser Zu-
sammenarbeit; 

 13. stellt fest, dass die Abhaltung von Konsultationen mit 
einzelstaatlichen Organisationen und sachverständigen Einzel-
personen auf dem Gebiet des Völkerrechts den Regierungen 
dabei behilflich sein kann, zu entscheiden, ob sie Stellungnah-
men und Bemerkungen zu den von der Völkerrechtskommis-
sion vorgelegten Entwürfen abgeben sollen, und diese aus-
zuarbeiten; 

 14. bekräftigt ihre früheren Beschlüsse betreffend die ent-
scheidende Rolle, die die Abteilung Kodifizierung im Sekreta-
riats-Bereich Rechtsangelegenheiten bei der Unterstützung der 
Völkerrechtskommission innehat; 

 15. bekräftigt außerdem ihre früheren Beschlüsse betref-
fend die Kurzprotokolle und die sonstige Dokumentation der 
Völkerrechtskommission35; 

 16. gibt der Hoffnung Ausdruck, dass das Völkerrechts-
seminar auch weiterhin in Verbindung mit den Tagungen der 
Völkerrechtskommission abgehalten wird und dass einer immer 
größeren Zahl von Teilnehmern, insbesondere aus den Ent-
wicklungsländern, Gelegenheit geboten wird, an diesem Semi-
nar teilzunehmen, und appelliert an die Staaten, auch künftig 
dringend benötigte freiwillige Beiträge an den Treuhandfonds 
der Vereinten Nationen für das Völkerrechtsseminar zu entrich-
ten; 

 17. ersucht den Generalsekretär, dem Völkerrechtssemi-
nar nach Bedarf ausreichende Dienste, so auch Dolmetschdien-
ste, zur Verfügung zu stellen, und legt ihm nahe, weiter zu prü-
fen, wie die Struktur und der Inhalt des Seminars verbessert 
werden können; 

 18. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Völker-
rechtskommission das Protokoll der auf der siebenundfünfzig-
sten Tagung der Generalversammlung abgehaltenen Aussprache 
über den Bericht der Kommission mit etwaigen schriftlichen 
Ausführungen, die die Delegationen im Zusammenhang mit ih-
ren mündlichen Ausführungen verteilen, zur Kenntnisnahme 
zuzuleiten und entsprechend der hergebrachten Praxis eine 
nach Themen geordnete Zusammenfassung der Aussprache er-
stellen und verteilen zu lassen; 

 19. ersucht das Sekretariat, den Staaten möglichst bald 
nach Abschluss der Tagung der Völkerrechtskommission Kapi-
tel II ihres Berichts mit der Zusammenfassung der Arbeit dieser 
Tagung und den in erster oder zweiter Lesung von der Kom-
mission verabschiedeten Artikelentwürfen zuzuleiten; 

 
35 Siehe Resolution 32/151, Ziffer 10, Resolution 37/111, Ziffer 5 sowie al-
le nachfolgenden Resolutionen über die Jahresberichte der Völkerrechts-
kommission an die Versammlung. 

 20. empfiehlt, dass die Aussprache über den Bericht der 
Völkerrechtskommission auf der achtundfünfzigsten Tagung 
der Generalversammlung am 27. Oktober 2003 beginnt. 

RESOLUTION 57/22 

Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 19. November 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/564 und Corr.1, Ziffer 8)36. 

57/22. Bericht des Ausschusses für die Beziehungen zum 
Gastland 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Ausschusses für die Be-
ziehungen zum Gastland37, 

 unter Hinweis auf Artikel 105 der Charta der Vereinten Na-
tionen, das Übereinkommen über die Vorrechte und Immunitä-
ten der Vereinten Nationen38 und das Abkommen zwischen den 
Vereinten Nationen und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über den Amtssitz der Vereinten Nationen39 sowie die Verant-
wortlichkeiten des Gastlandes, 

 sowie unter Hinweis darauf, dass der Ausschuss im Ein-
klang mit Ziffer 7 der Resolution 2819 (XXVI) der Generalver-
sammlung vom 15. Dezember 1971 Fragen, die im Zusammen-
hang mit der Durchführung des Abkommens zwischen den Ver-
einten Nationen und den Vereinigten Staaten von Amerika über 
den Amtssitz der Vereinten Nationen auftreten, prüfen und das 
Gastland diesbezüglich beraten soll, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 43/172 vom 
9. Dezember 1988, in der sie betonte, wie wichtig es ist, dass 
die Tätigkeit der Vereinten Nationen in einem positiven Licht 
gesehen wird, und nachdrücklich darum bat, die Bemühungen 
um eine Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit dadurch 
fortzusetzen, dass diese mit allen verfügbaren Mitteln über die 
wichtige Rolle aufgeklärt wird, welche die Vereinten Nationen 
und die dort akkreditierten Vertretungen bei der Festigung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit spielen, 

 in der Erwägung, dass die zuständigen Behörden des Gast-
landes auch weiterhin wirksame Maßnahmen ergreifen sollen, 
um insbesondere alle Handlungen zu verhindern, welche die 
Sicherheit der Vertretungen und ihres Personals beeinträchti-
gen, 

 1. schließt sich den Empfehlungen und Schlussfolgerun-
gen des Ausschusses für die Beziehungen zum Gastland in Zif-
fer 35 seines Berichts37 an; 

 
36 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Bulgarien, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Kanada, Spanien und 
Zypern. 
37 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 26 (A/57/26). 
38 Resolution 22 A (I). 
39 Siehe Resolution 169 (II). 




